
Dienstag, 29. April 1947,

Abkommen von Washingto�. 
Werterhaltung durch Umwa�d-
lu�g deutscher Sachwerte. 

·politisches Departement. Antrag vom 22. April 1947.

Das Politische Departement t�ilt folge�des mit:
II I. 

Schon in ihrer ersten Sitzung hat sich die vom 
Bundesrat bestellte .l\.ufsichtskommission für die Durchfiih­
rung des Abkommena von Washington einlässlich �it der Fra­
ge befasst, ob beim Fehlen einer Ver�inbarung Uber den Um­
rechnungskurs Schweizerfranken-Reicl"• smark mit. der Lici uidie­
rung deutscher G11t�aben in der Schv�iz Uberhaupt begonnen 
werden könne. Sie ist einstimJig zur Auffassung g�l8ngt, 
dass dies nicht möglich sei, Teil die ft11srjchtung einer 
angemessenen Entsch.idigunß an die deutschen Gläubiger, 
denen ihrA in Sch�ctzerfr1nk0n ause0drJckten Ve�mög�nq�erte 
zwqngsweise wegßenom�Pn werden soll�n, nJch dom iortl1ut 
und d0m Sinn des Abkommens pjn rntscbPtdendes �lnm�nt bil­
det und we11 die Ane:e1rrnssenhcit c:1.er Lntsch:1dir-tmg <-rst. da.nn 
vorlrnnd,.n ist und beurteilt werden k::inn, wenn cJcr Umrech­
nungskurs vereinbart ist. fliese J\uff:1f-1oung 1turd(.') dem Poli­
tischen Depart0sent durch Schreib�n vom 16.Uept8mber 1946
zur Kr:mntnln g1=3bracht. \'fir haben unser�ei ts dem B1mdesra.t 
von diesem Schreiben Kenntnis gegeben. Er hat der dorin 
vertretenen Auffassung ebenfFllls zuges tiinmt. Den Alliier­
ten ist hievon Kenntnis gegeben worden. 

Mit Rücksicht auf das Fehlen einer Vereinbarung 
über den Umrechnungskurs hat der Bundesrat am 1:j.Februar 
d.J. einen Beschluss über die Durchführung des Abkommens
von Washington gefasst, ihn aber vorläufig weder publiziert,
noch in Kraft gesetzt. Bei Beantwortung des Postulates
Perret hat der Vorsteher des Politischen Depnrtementes 
im Nation2lrat erklärt, dass und warum mit der eigentli­
chen Liauidierung der deutschen Vrrmdgenswerte in der 
Schweiz nicht begonnen V'1erden kann. Seine Darlegungen 
sind bekanntlich vom Nationalrat einstinrnig gebilligt 
worden. Trotzdem die Regierungen Frankreichs, Grossbri­
tanniens und der USA sov:ohl durch unsere en tsprechi.mden
Gesandtschaften wie durch ihre diplomatischen Vertretun-
gen in Bern und über die "?omm�ssion Mixt�" imr1er und j_m­
mer �ieder auf die Notwendigkeit der Best1mmm1g des Um­

�echni.mrskurses hingew�es0� ,, orcJ.�m. [:incl, }J�)ben. sj � �·.ich

bis heute zu dem schv:eizer 1 <,cherse1 t� ber" 1 es 1.m · 1�1 194-6

gemachten Vorschl�g nicht Stellung genommen. 
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II. 

Unter diesen Umstlnden knnn auch jetzt mit der 
eigentlichen Liquidierung der deutschen Vermögens�erte in 
der Schweiz, sovH.ü t sie dem .Abkommen von \'.'ushington unter­
stellt sind, nicht hegonnen werden. Die Sperre di�scr V�r­
mögenswerte d·1uert nun nbcr schon über zwei Jc::hre. Es ist 
deshA.lb natUrlich, dass govdss� dieser Vermög0nsv·orte, 
insbesondere soweit �s sich um Sachwerte handelt, der Ge­
fahr einer tertverminderung unterliegen. Die Aufsichtskom­
mission hat sich in mehreren Sitzungen mit �iesem Problem 
b9fasst und einstimmig fostgestsllt, da.ss es nicht weiter 
verantwortet werden könne, dieser Gef�hr der Wertvorminde­
rung untätig zuzusohGn, sondern da.ss in bes timmtGn Fällnn 
im Interesse aller Beteiligten gehandelt werden muss. 

Solche Wertverminderungen können entstehen durch 
Qualitätsverschlccht�rung von Waren sowie namentlich auch 
durch Auflauf von Lager- und Verwaltungsspesen. In manchen 
Fällen sollte auch die geg�nwärtig noch bestehende Kon­
junktur ausgenlitzt werden, dR voraussichtlich schon in 
einiger Zeit mit zum Teil wesentlich geringeren Verkaufs­
erlösen gerechnet w1?rden muss. Aehnliche Verhältnisse be­
stehen dort, wo deutsche Vermögenswerte in form von Betei­
ligungen an schweizerischen Gesellschaft0n vorliegen. Man 
denke zum Beispiel an gesperrte Gesellschaften, die zur 
Weiterflihrung ihres Betriebes Kredite benötigen, die aber 
infolge der Unsicherheit Uber die Zukunft der Gesollsch�ft 
nicht erhdl tlich sind . .f'erner korn,·1�n in Frog-;; dcu tsch0 
Toch tergescll�chr:i f tcn, die ihr-:: Rohmnt0ric1licn sov,ie 
Ral b- und F8rtigf,; brika to vom St:nn.nhause in D0.u tschürn.d 
bezogen hatten und dis disso B0ztigo heute nicht mehr zu 
illachen in der Lage sind, weder aus Deutschlsnd, so tic Wa­
ren fehlen, noch von aJ.liicrtcn Firmen, die :m deutP.ch­
b�herrr-;ch te Gf)Sellschaf ten niC'h t li ef<Jrn wol J.en. In an­
clGrn Fällen endlich kann eine 11 Ent-Deutschung 11 notwc::ndig 
und dringlich werden, dAmit die betreffende Firma nicht 
ihre Kunden oder auch ihr qualifiziertes Arb�itspersonal 
verliert. Auch boi zahlreichen Deutschen gehörenden Lic­
gr.mschaften v1ird ein Eingreifen notwendig, wenn zum Bei­
spiel Herrschaf'tssi tze, Villen, Ferienhäuser unbe,rohnt 
bleiben koinen Ertrag abwerfen, �ogegcn Steuern, Onter­
haltsko;ten, Hypothekarzinse etc. weiterlaufen. 

Die Aufsichtskommission hat nun zur Interessen­
wahrung in all0n solchen Fä�len einen �eg ?esucht und gB­
funden der die Gefahren weiter8r Wertverniinderungen be­
seitigf ohne mit dem Grundsatz in Konflikt zu kom�en, 
dass di� deutschen Werte noch nicht li0uidiert werden kön­
nen und dürfen. Sie erblickt ihn in der Umwandlun_g _ _ggfähr­
deter Sachwerte in Geldwerte. Von der Auffassung ausgehend,

dass die schweizerische Gesetzgebune dem deutschen Eigen­
tümer bezw. Glliubiger die Verfligung liber seine in der 
Schweiz liegenden Sachw8rte entzogen hat und dass damit
für die schweizerischen Behörden eine zum mindesten �ora-
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ljsche Pflicht begründet wurde, anstelle des Dgutschen 
treuh:.inderisch gegen die Gefahr von Verminderungen sei­
ner Vermögenswerte vorzug'.:)hen, kann und darf, ja muss 
die zuständige Stelle einschreiten. Es geschieht dies 
durch Veriusserung der jn Frage kommenden, der Sperre 
unterliegenden Sachwerte, �nbAi der Verkaufserlös dem 
deutschen Gläubiger auf �in eb�nfnlls gesperrtes Bank­
konto gutgeschrieben wird. hlit dieser Operation bleibt 
der Deutsche Eigcmtü.m�r eines v:crtes in Schweizerfranken, 
nur ist dieser Wert nicht mehr durch eine Sache bezw. 
eine Beteiligung, sondern direkt durch eine li0uido For­
derung ausgedrückt. Damit reduziert sich das Ilisiko ei­
ner Wertverminderung ausschliesslich auf dasj�nigs der 
Gtobili t:i t der schweizerischen W::ihrung, d. h. es kenn 
praktisch als nicht vorhanden a.ngeschen v.erden. Dic:.:se 
Umwandlun_g.§1 bechmtcn n] so ausschliesslich sichernde 
Massnah�en gegen Wortverminderung g8sprrrter V�rmögens­
�ertc und, da der Deutsche seine Ansprliche auf Schweizer­
franken-�erte nicht v0rliert, 3ondcrn ausdrücklich bei­
behält, liegt auch nicht der B�ginn �iner Liquid2tion 
vor. Selbstverstijndlich k�nnen �nd dUrfen weiter€ Uass­
nahmen mit Bezug auf diese G-.üdford�rungon un tcr lcninen 
Umständen getroffen werden, bevor mit der eigentlichen 
Liquidation begonnen werden kann. DRnn, und erst dRnn 
werden dem deutschen Gläubig8r seine Schweizerfranken 
durch Ueb•3rtrngung auf d:3s Liquidationskonto weggenommen 
und ihm die Gegenwerte in RPichsmark gutgeschrieben wer­
den können. Oeber die iv.iöglichkeit und Notwendigkeit sol­
cher Umwandlung�m ist mit den Vertretern der Alliierten 
in der 11 Conunission Mixte" volles Einverständnis erzielt 
worden. Für dle technische Durchfi.ihrung dieser Umvmndlun­
gen werden, namentlich v,as die Publikation von vorzuneh­
menden Ver�usserungen anbelangt, die Grundsätze angswen­
det, die flir die eigentliche Liquidation vorgesehen sind. 

III. 

Die Tätigkeit und die Bo.fugnisse der Schweize­
rischen Verrechnungsstelle stutzen sich heute noch auf 
den sogenannten Sperrebcschluss vom 16.Fcbruar 1945, wo­

nach grundsitzlich eine Verfügung über deutsche Vr;rmög nq­
wcrte nur mit Zustimmung der Verrechnung� s tellc ?nöglich 
ist. Ji'iir die Durchf Uhrung der g. schildert€n "Umv1 andlungnn" 
genLtgt diese Rech tsgrunclla.ge s':?l bs tYerst[;rid J.lch nicht, 
da ß.n die Stell1J der Zusti:wnung zu Verfügung::n di ':J :Iöe:­
lichlrni t treten muss, dass di�s ,, von der Vc'rr�chnungs-­
stnllc direkt g,troffGn w0rden. ts hand8lt �ich d0shelll
dPruT,die nötigen r�chtlichon Orun�l�gcn �u sc��rr�n,
dami� die Verrechnungsst0llc von s1cn �us h�nctcln und
alle die zur �fort�1·hr1l tung no twE.md l gen 1,io'.J <: �n:1hm,.m trtf-
f en lrnnn. 
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Die Aufsichtskommission hat die Frage geprüft, ob sie 
dem Bundos:rat beent:ragen solle, zum erwähnten Zwecke gewisse 
im Bundesratsbeschluss vom 1:fo FebTuar 1947 vorgesehene Be- f-144. 
stimr.iungen vorzci tig in Kraft zu setzeno Sie ist zur Auffas-
sung gelangt dass dies weder notwendig noch zweckmässig isto 
li:ine Notwendigkeit besteht deshe.lb nicht, weil das gleiche 
Ziel dU2"ch die Ergänzung des Sperrebeschlusses erreicht wer-
�Gn kanno Unzwecl-anässig wäre der erste Weg deshalb, weil 
auch neue Bestimmungen über Rekurse und Strafen in Kraft ge-
setzt werden müssten und namentlich weil es schwierig Wtirde, 
gegen den Eindruck anzukämpfen, dass es sich bei diesen Um­
wandlu.'1.gsmassnahmen eben doch, im Widerspruch zu den abgege-
benen Erklärungen, um den Beginn der Liquidation handle. Aus 
diesen Gründen beantragt die Aufsichtskommission einstimmig, 
und das Politische Departement schliesst sich diesem Antrag 
an, den Sperrebeschluss vom 16 a Februßr 1945 durch den im 
Entwurf beiliegenden neuen Bur�desratsbeschluss abzuändern, 
bezw J zu ergänzeno 

Die vorgeschlagenen Formulierungen stimmen fast voll­
ständig überein mit den entsprechenden Bestimmungen, die der 
Bundesrat durch seinen Beschluss vom 130 Februar 1947 bereits 
genehmigt hat o Die geringfügigen Abweichungen sind mit dem 
Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement bereinigt wor-
deno 

Wir fügen lediglich noch bei, dass es nach Ansicht der 
Aufsichtskommission a.ngezeigt erscheint, unter den nötigen 
sichernden Bedingungen auch die Möglichkeit vorzusehen. deut­
sche Vermögenswerte, die dem Abkommen von Washington nicht 
oa.or nur bedingt unterstellt sind, von der Sperre zu bef1·eien o" 

Gestützt auf diese Ausführungen wird antragsge�äss 
b e s c h 1 o s s e n : 

Der vorgelegte Entwurf zu einem Bundesratsbeschluss über 
die Abänderung und Ergänzung des Bundesratsbeschlusses vom 
16.- Februax 1945 über die vorläufige Regelung des Zahlungs­
verkehrs zwischen der Schweiz und Deutschland �ird zu..�Be-
schlu.ss erhoben� 

In die Gesetzessammlungo 

Ins Handel samt sbla.tt. 

ProtokoJ.lauszug a.n das Politische Departement (15 Expl.), 
an dos Justiz- und Polizeidepartement, an das Volkswirtschafts­
departement a.n das Finanz- und Zolldepartement und an Herrn 
Minister Dr� W 0 Stucki zur Kenntnis, an da.s Drucksachenbureau 
de!' Bundeska.nzlei zum Vollzug o 

Für getreuen Auszug, 
Der Protokollführer: 
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